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Errata-Zettel zu Kurze, Vorsorgerecht, 2. Auflage

Aufgrund eines bedauerlichen Vesehens enthalten die auf den Seiten 594–598 des
Werks abgedruckten Texte nicht den aktuellen Rechtsstand. Die seit dem 1.1.2023
geltenden Fassungen lauten wie folgt:

Anhang 1 (zu § 78b BNotO): Vorsorgeregister-Gebührensatzung
(ZVR-GebS)

§1 Gebührenverzeichnis

Die Bundesnotarkammer erhebt als Registerbehörde Gebühren für die Auf-
nahme von Erklärungen in das Zentrale Vorsorgeregister nach demGebührenver-
zeichnis der Anlage zu dieser Satzung. Auslagen werden daneben nicht erhoben.

§2 Gebührenschuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet:
1. der Antragsteller;
2. derjenige, der für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§3 Fälligkeit

Die Gebühren werden mit der Beendigung der beantragten Amtshandlung
fällig.

§4 Institutionelle Nutzer

(1) Wird der Antrag auf Aufnahme einer Erklärung in das Zentrale Vorsorge-
register von einem Notar oder einer bei der Registerbehörde registrierten Person
oder Einrichtung (institutioneller Nutzer) für den Vollmachtgeber übermittelt
oder in dessenNamen gestellt, werden nachMaßgabe des Gebührenverzeichnisses
(Anlage zu § 1 Satz 1) ermäßigte Gebühren erhoben.

(2) Registrieren lassen können sich Personen oder Einrichtungen, zu deren be-
ruflicher, satzungsgemäßer oder gesetzlicher Tätigkeit es gehört, entsprechende
Anträge für den Vollmachtgeber zu übermitteln oder in dessen Namen zu stellen.
Insbesondere können sich Rechtsanwälte, Betreuungsvereine und Betreuungs-
behörden registrieren lassen.

(3) Die Registrierung erfolgt auf Antrag der Person oder Einrichtung durch
die Registerbehörde. In dem Antrag hat die Person oder Einrichtung ihre Iden-
tität und die Erfüllung der Voraussetzungen des Absatzes 2 hinreichend nach-
zuweisen. Darüber hinaus hat die Person oder Einrichtung zu erklären, dass sie
die Abwicklung des Verfahrens für die Vollmachtgeber, für die sie Anträge über-
mittelt oder in deren Namen sie Anträge stellt, übernimmt, insbesondere dass sie
die Gebührenzahlung auf deren Rechnung besorgt.

(4) Die Registerbehörde kann die Registrierung aufheben, wenn
1. die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr vorliegen,
2. die registrierte Person oder Einrichtung die Abwicklung des Verfahrens für die

Vollmachtgeber nicht mehr übernimmt; dies gilt nicht, wenn lediglich die Ge-
bührenzahlung für die Vollmachtgeber nicht besorgt wird; oder

3. die registrierte Person oder Einrichtung länger als sechs Monate keinen Antrag
für einen Vollmachtgeber übermittelt oder in dessen Namen gestellt hat.
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§5 Unrichtige Sachbehandlung

Gebühren, die bei richtiger Behandlung nicht entstanden wären, werden nicht
erhoben.

§6 Ermäßigung, Absehen von Gebührenerhebung

Die Registerbehörde kann Gebühren ermäßigen oder von der Erhebung von
Gebühren absehen, wenn dies durch die besonderen Umstände des Einzelfalls ge-
boten erscheint, insbesondere wenn die volle Gebührenerhebung für den Gebüh-
renschuldner eine unzumutbare Härte darstellen würde oder wenn der mit der
Erhebung der Gebühr verbundene Verwaltungsaufwand außer Verhältnis zu der
Höhe der zu erhebenden Gebühr stünde.

§7 Betreuungsverfügungen, Patientenverfügungen, Widersprüche gegen eine
Vertretung durch den Ehegatten nach § 1358 des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Die Vorschriften dieser Satzung gelten für Betreuungsverfügungen, Patienten-
verfügungen sowie Widersprüche gegen eine Vertretung durch den Ehegatten
nach § 1358 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

§8 Übergangsregelung

Gebühren gemäß dieser Satzung in der vor dem 1. Januar 2023 geltenden Fas-
sung werden erhoben, wenn der die Gebühr auslösende Tatbestand vor Ablauf des
31.Dezember 2022 verwirklicht wurde. Ist für eine Änderung oder Ergänzung
eine Gebühr zu erheben, ist der Zeitpunkt der Beantragung der Änderung oder
Ergänzung maßgeblich.

§9 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1.März 2005 in Kraft.

Gebührenverzeichnis

Vorbemerkungen

(1) Die Erhöhungs- und Ermäßigungstatbestände sind nebeneinander anwendbar, soweit nicht
ein anderes bestimmt ist.
(2) Beantragt ein Bevollmächtigter oder ein vorgeschlagener Betreuer (Vertrauensperson) die
Änderung oder Löschung des ihn betreffenden Eintrags, so werden für die Änderung oder
Löschung des Eintrags von der Vertrauensperson keine Gebühren erhoben.
(3) Für die Berichtigung personenbezogener Daten werden keine Gebühren erhoben.

1. Übermittlung des Antrags durch den Vollmachtgeber

Nr. 10 Eintragung einer Vorsorgevollmacht in das Zentrale Vorsorgeregister oder
Änderung eines Eintrags aufgrund Übermittlung durch den Vollmacht-
geber: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26,00 €

Nr. 11 Der Antrag wird elektronisch über eine der hierfür vorgehaltenen
technischen Schnittstellen automatisiert übertragen: Die Gebühr 10
ermäßigt sich um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,00 €

2. Übermittlung oder Stellung des Antrags durch einen
institutionellen Nutzer (§ 4)

Nr. 20 Eintragung einer Vorsorgevollmacht in das Zentrale Vorsorgeregister oder
Änderung eines Eintrags aufgrund Übermittlung oder Antragstellung
durch einen institutionellen Nutzer: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23,50 €
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Erklärt der institutionelle Nutzer, der den Antrag auf Eintragung oder
Änderung übermittelt oder stellt, dass die Gebühren unmittelbar bei dem
Vollmachtgeber erhoben werden sollen, so fällt an Stelle der Gebühr 20
die Gebühr 10 an; der Gebührentatbestand der Nummer 21 einschließ-
lich der Anmerkung zu Nummer 21 finden entsprechende Anwendung.

Nr. 21 Der Antrag wird elektronisch über eine der hierfür vorgehaltenen tech-
nischen Schnittstellen automatisiert übertragen: Die Gebühr 20 ermäßigt
sich um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,00 €

Die Gebühr 20 entfällt, wenn der Antrag elektronisch über eine der hier-
für vorgehaltenen technischen Schnittstellen automatisiert übertragen
wird und nur die Änderung eines bestehenden Eintrags einer Vorsor-
gevollmacht betrifft.

3. Gemeinsame Erhöhungs- und Ermäßigungstatbestände

Die Eintragung oder Änderung betrifft mehr als eine Vertrauensperson
oder die Ergänzung einer Vertrauensperson:

Nr. 31 Die Gebühr 10 und die Gebühr 20 erhöhen sich für jede Vertrauens-
person um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,00 €

Nr. 32 Wird der Antrag elektronisch über eine der hierfür vorgehaltenen
technischen Schnittstellen automatisiert übertragen, erhöhen sich die
Gebühr 10 und die Gebühr 20 in Abweichung von Gebühr 31 für jede
Vertrauensperson um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,50 €

Die Eintragung umfasst keine Vertrauensperson:

Nr. 33 Die Gebühr 10 und die Gebühr 20 ermäßigen sich um . . . . . . . . . . . 3,50 €

Nr. 35 Die Gebühr wird durch Lastschrifteinzug gezahlt: Die Gebühr 10 und die
Gebühr 20 ermäßigen sich um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,50 €

Anhang 2 (zu § 78g BNotO): ZTR-Gebührensatzung (ZTR-GebS)

§1 Gebühren

(1) Die Bundesnotarkammer erhebt als Registerbehörde Gebühren für die
Aufnahme von Verwahrangaben in das Zentrale Testamentsregister nach § 34a
Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 BeurkG, § 347 Absatz 1 Satz 1 FamFG und § 78d
Absatz 4 Satz 1 BNotO.

(2) Je Registrierung (§ 3 Absatz 1 Satz 3 ZTRV) beträgt die Gebühr 12,50 €.
Wird die Gebühr unmittelbar durch die Registerbehörde vom Kostenschuldner
erhoben, beträgt sie 15,50 € je Registrierung. Keine Gebühr wird erhoben, wenn
ein Verwahrdatensatz innerhalb von sieben Tagen nach der Registrierung gemäß
§ 5 Satz 1 Nr. 1 ZTRV gelöscht wird.

(3) Zahlt der Kostenschuldner die Gebühr nach Absatz 2 Satz 2 nicht inner-
halb von zwei Monaten nach der Registrierung, erhöht die Registerbehörde die
Gebühr um 5 €, wenn sie trotz Androhung der Erhöhung nicht innerhalb von
zehn Tagen vollständig bezahlt wird.

§2 Kostenschuldner, Fälligkeit und Vorschuss

(1) Kostenschuldner ist der jeweilige Erblasser (§ 78g Absatz 2 Satz 1 Nr. 1
BNotO). Der Melder übermittelt mit jeder Registrierung eine ladungsfähige An-
schrift des Kostenschuldners an die Registerbehörde, soweit diese nicht darauf
verzichtet.
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(2) Die Gebühr ist mit der Registrierung der Verwahrangaben für den jewei-
ligen Erblasser nach § 3 Absatz 1 Satz 3 ZTRV sofort fällig.

(3) Wird die Gebühr durch den Melder entgegengenommen (§ 78g Absatz 2
Satz 3 BNotO), kann er vomKostenschuldner die Zahlung eines die Eintragungs-
gebühr deckenden Vorschusses verlangen.

§3 Art der Gebührenerhebung durch Notare

(1) Gebühren für die Registrierung von Verwahrangaben, die durch notarielle
Melder übermittelt werden, nimmt der jeweilige Notar für die Registerbehörde
entgegen (§ 78g Absatz 2 Satz 3 BNotO). Die Registerbehörde zieht die nach
Satz 1 entgegenzunehmenden Gebühren vom notariellen Melder auf der Grund-
lage einer Sammelabrechnung frühestens am zehnten Tag des Folgemonats ein.
Der Notar erteilt der Registerbehörde eine entsprechende Einzugsermächtigung
für ein inländisches Bankkonto. Die Registerbehörde kann einenMelder von dem
Entgegennahme- und Abrechnungsverfahren nach diesem Absatz ganz oder teil-
weise freistellen und die Gebühren unmittelbar vom Kostenschuldner erheben.

(2) Kann der Notar eine von der Registerbehörde abgerechnete und eingezo-
gene Gebühr nicht erlangen, obwohl er deren Zahlung vomKostenschuldner ver-
langt und mindestens einmal angemahnt hat, wird ihm diese auf Antrag zurück-
erstattet. Die Gebühr wird sodann nach § 1 Absatz 2 Satz 2 neu festgesetzt und
unmittelbar durch die Registerbehörde vom Kostenschuldner erhoben.

§4 Art der Gebührenerhebung bei Gerichten und Konsulaten

(1) Einzelheiten des Entgegennahme- und Abrechnungsverfahrens bei ge-
richtlichen und konsularischen Meldern werden in Verwaltungsvereinbarungen
mit der Registerbehörde getroffen.

(2) Nimmt ein Konsulat oder ein Gericht für die Registerbehörde Gebühren
entgegen, ohne dass eine entsprechende Vereinbarung nach Absatz 1 besteht, gilt
§ 3 entsprechend. Die Entgegennahme ist der Registerbehörde zuvor anzuzeigen.

§5 Unrichtige Sachbehandlung, Ermäßigung und Absehen von der Gebühren-
erhebung

(1) Eine Gebühr, die bei richtiger Behandlung der Sache nicht entstanden
wäre, wird nicht erhoben.

(2) Die Registerbehörde kann Gebühren ermäßigen oder von der Erhebung
von Gebühren absehen, wenn ihr dies durch besondere Umstände des Einzelfalls
geboten erscheint, insbesondere wenn und soweit die Gebührenerhebung eine
unzumutbare Härte für den Kostenschuldner darstellen würde oder wenn der
mit der Erhebung der Gebühr verbundene Verwaltungsaufwand außer Verhältnis
zur Höhe der zu erhebenden Gebühr stünde.

§6 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1.1.2012 in Kraft.

Die Kommentierung auf S. 593f. verwendet fälschlich noch die alte Abkürzung
VRegGegS statt der der nun geltenden Abkürzung ZVR-GebS. Die Kommentie-
rung berücksichtigt aber bereits die neuen Gebührenbeträge.

Wir bitten dieses Versehen zu entschuldigen.

München, Mai 2023 Verlag C.H.BECK
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